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Dem Wald als Oeko-System soll ein besonderer Schutz zukommen 
Das Waldgesetz wird derzeit einer Revision unterzogen - Vielfältige Aufgaben des Waldes sollen besser geschützt werden 

(G.M.) - Das Waldsterben, noch vor 
zwei Jahren ein Begriff, der zu teilweise 
panikartigen Reaktionen führte, ist heute 
nicht mehr in aller Munde. Die Meldun­
gen über die Ozon-Belastungen haben 
ihm, zumindest in dieser heissen Som­
merzeit, den Rang abgelaufen. Beide Be­
griffe jeidoch hängen zusammen, denn mit 
der Ozon-Konzentration wird nicht nur 
den Menschen, sondern auch Tieren und 
Pflanzen Schaden zugefügt. Die Revision 
des Waldgesetzes, die derzeit im Gange 
ist, hat damit nichts von seiner Aktualität 
verloren, obwohl die gesetzlichen Be­
stimmungen zum Schutz des Waldes nur 
indirekt mit Luftverschmutzung und 
Waldsterben zu tun haben. 

Mit der Revision des Waldgesetzes 
schliesst sich langsam der Kreis der Um­
welt- und Umweltschutzgesetze, die in 
den letzten Jahren revidiert oder neu ge­
schaffen wurden. Noch steht, wie Regie­
rungschef-Stellvertreter Dr. Herbert Wil­
le an einem Pressegespräch ausführte, die 
Totälrevision des Naturschutzgesetzes 
aus, doch für die Bereiche Gewässer, Bo­
den, Luft, Abfall und Lärm liegen wirk­
same gesetzliche Vorschriften vor, die je­
doch auch in Zukunft den geänderten 

Erfordernissen 
müssen. 

angepasst werden 

Zeitgemasses Waldgesetz 
Die noch geltende Waldordnung 

stammt aus dem letzten Jahrhundert und 
erfüllte ihren Zweck zur Erhaltung des 
Waldes in quantitativer Hinsicht hervor­
ragend. Doch reichen die vorwiegend 
forstpolizeilichen Vorschriften in der 
heutigen Zeit nicht mehr aus, um den 
Wald zu schützen und zu erhalten. Der 
Stellenwert der Fürsorgenormen, er­
wähnte Regierungschef-Stellvertreter Dr. 
Herbert Wille in der Botschaft zur Ver-
nehmlassungsvorlage, um die es beim 
Wald heute in erster Linie gehe, bleibe 
im gültigen Gesetz gering. Angesichts der 
Gefährdung des Waldes durch die Luft­
belastung mit. Schadstoffen komme der 
Walderhaltung als Staatsaufgabe höchste 
Priorität zu, wobei sich das Umfeld ge­
genüber früher wesentlich verbreitert ha­
be. Das Auftreten neuartiger Waldschä­
den sowie die in neuerer Zeit erworbenen 
Kenntnisse über die komplexen Zusam­
menhänge und Wechselwirkungen zwi­
schen Natur, Umwelt und Wirtschaft so­
wie gesellschaftlicher Wohlfahrt dränge 

die Schaffung eines zeitgemässen Wald­
gesetzes auf. 

Mit den neuen gesetzlichen Bestim­
mungen über den Wald sollen nun die 
Gewichte in Richtung qualitative Wald­
erhaltung verschoben werden, nachdem 
bisher in erster Linie der quantitativen 
Erhaltung der Waldbestände das notwen­
dige Augenmerk geschenkt wurde. Wäh­
rend in der Vergangenheit der flächen-
mässigen Sicherung des Waldes und dem 
Gleichgewicht von Nutzung und Zuwachs 
besondere Beachtung zuteil wurde, greift 
der Begriff der qualitativen Walderhal­
tung - wie es in der Vernehmlassungsvor-
lage heisst - weit über diese Grundsätze 
hinaus: «Der Wald ist demnach als Oeko-
System mit einer vielfältigen Pflanzen-
und Tierwelt, als Landschaftselement mit 
einer dezentralen räumlichen Verteilung 
und als Spender von Schutz- und Wohl­
fahrtswirkungen sowie als Hort bedeutsa­
mer Natur- und Kulturwerte zu erhal­
ten.» Dabei soll der Waldbegriff in Zu­
kunft dynamisch ausgelegt werden: Wald 
entsteht überall dort, wo mit Waldbäu­
men oder Sträuchern bestockte Flächen 

geeignet 
zuüben. 

sind, Waldfunktionen aus­

Forderung von Naturschutzkreisen 
In Übereinstimmung mit der jetzt vor­

liegenden Vernehmlassungsvorlage for­
derte die Gesellschaft für Umweltschutz 
in ihrem «Grünbuch» eine naturnahe 
Waldbewirtschaftung, um die Schutz-, 
Nutz- und Wohlfahrtsfunktion des Wal­
des zu gewährleisten. Eine weitere For­
derung betraf den Verzicht auf den Ein­
satz von Düngemitteln und Pestiziden im 
Wald, da der Wald als Wasserreservoir 
aus der Luft bereits übermässig belastet 
sei. Ferner fordert die LGU die Aus­
scheidung von Naturwaldparzellen, da im 
Wirtschaftswald die Holzernte zu früh be­
ginne: «Damit fällt die biologisch beson­
ders wichtige Altholzphase mit eindrück­
lichen Baumriesen und einem höheren 
Totholzanteil aus. Gefordert ist daher ein 
Netz unbeeinflusster Waldvegetationsty­
pen, wobei auch im Wirtschaftswald ein 
gewisser Prozentsatz an alten Bäumen 
stehen gelassen werden sollte. Insbeson­
dere sollten auch die Auswaldungen voll­
ständig aus der .  Nutzung entlassen 
werden.» 

Der kulturelle Brückenschlag zu den anderen ist lebenswichtig 
Eröffnung der Ferdinand-Nigg-Sonderausstellung in der Kirche St. Nikolai in Leipzig durch Regierungschef-Stellvertreter Dr. Herbert Wille 

Nach der Ausstellung im Dom zu Mag­
deburg ist am Sonntag abend in der Kir­
che St. Nikolai in Leipzig die zweite Fer-
dinand-Nigg-Ausstelliing in der DDR er­
öffnet worden. In den Ansprachen zur 
Eröffnung, die begleitet war durch ein 
Orgelkonzert mit Werken von Rheinber­
ger, wurde nicht nur über die Kunst ge­
sprochen, nicht nur über die in Leipzig 
ausgesteUten Kunstwerke mit religiösen 
Motiven, sondern auch über die Kirche 
als Ort der Begegnung und des Auf­
bruchs aus der erstarrten Wirklichkeit. 

Pfarrer Arndt Haubold bezeichnete in 
seiner Begrüssung die Nigg-Ausstellung 
als eine grosse Auszeichnung für die Kir­
che, in der. sich durch allmonatliche Frie­
densgebete eine Keimzelle einer Bewe­
gung gebildet hatte, die schliesslich zum 
unerwarteten politischen Umschwung in 
der D D R  führte. Die Kirche St. Nikolai 
in Leipzig ist seither nach seinen Worten 
schlagartig zu einem weltpolitischen Be­
griff geworden - und in der Folgezeit 
«eine Wallfahrtsstätte des internationalen 
Tourismus». Pfarrer Haubold hatte für 
die Einladung zur Ausstellung einen Aus­
schnitt aus dem Nigg-Bild «Die Bergpre­
digt» gewählt, das eine Frau unter einem 
Schleier zeigt. Das unspektakuläre und 
unpolitische Bild schlägt nach seinen 
Ausführungen eine Brücke aus der be­
wegten Zeit der jüngsten Vergangenheit 
in die vor den Menschen der bisherigen 
DDR liegenden Zeiten, «in denen wir 
auch wieder das Lauschen lernen werden. 
Lauschen auf die leisen und inneren Stim­
men, lauschen auf Gott.» 

Ort der Begegnung und Ruhe 
Bevor Regierungschef-Stellvertreter 

Dr. Herbert Wille die-Ausstellung offi­
ziell eröffnete, richtete Dr.. Rudolf Ah-
nert, stellvertretender Oberbürgermei-

Treibstoff erneut 
4 Rappen teurer 

Zürich (spk) Die Mineralölgesellschaf-
ten erhöhen ab Dienstag ihre Preise für 
Superbenzin, Bleifrei und Diesel um 4 
Rappen pro Liter. Die neuen Referen­
zpreise betragen 119 Rappen für Super, 
111 Rappen für Bleifrei und 112 Rappen 
für Diesel. Der Preisanstieg wird mit dem 
weltweiten Rohöl-Embargo gegenüber 
Irak begründet. Lieferengpässe werden 
jedoch nicht befürchtet. 
Näheres zur "Reibstoff-Verteuerung auf 
der «Letzten Seite» 

ster von Leipzig, pin Grusswort an die 
liechtensteinische Delegation und die Gä­
ste aus der Umgebung, während Robert 
Allgäuer und Martin Frommelt die Ver-
nissagebesucher in die Werke Ferdinand 
Niggs einführten. Ahnert wies auf die 
Kirche als Ort der Ruhe und Besinnung 
hin und wünsche sich Besucher, die aus 

der Ausstellung diese Ruhe und Besin­
nung mitnehmen würden für den Alltag. 
Von Bild zu Bild gehend, schilderte Mar­
tin Frommelt das Leben Niggs und inter­
pretierte dessen Werke, insbesondere die 
Spätwerke mit den religiösen Themen 
und der Verbindung von Mensch und 
Tier. 

Kultureller Brückenschlag 
Auch Regierungschef-Stellvertreter 

Dr. Herbert Wille nahm in seiner Eröff­
nungsansprache Bezug auf die Kirche als 
Ort der Begegnung und bezeichnete die 
Kirche als Stätte der Begegnung, die 
Grenzen überwinde und Menschen ver­
binde. In Anspielung auf die jüngsten 
Ereignisse betonte er, dass die Kirche 
auch ein Ort sei, der Menschen für ihre 
Rechte eintreten lasse, so dass sogar ein 
politischer Wille entstehen könne, der für 
die Gemeinschaft tragfähig werden kön­
ne. Ferner wies er auf die Trennung als 
eine Dauererfahrung der Menschheit hin. 
Deshalb ist nach seinen Worten der kul­
turelle Brückenschlag zu den anderen, 
wie mit der Nigg-Ausstellung in Leipzig 
und Magdeburg so wichtig. 

Nigg und Rheinberger, Musik und Kunst 
Im Anschluss an die Ausstellungseröff­

nung fand in der Nikolai-Kirche ein Kon­
zert statt, das eine zusätzliche Verbin­
dung zwischen diesem Ort und Liechten­
stein schuf: Erich Vollenwyder (Zürich) 
spielte auf der Orgel Unter anderem 
Werke von Josef Gabriel Rheinberger. In 
das Konzert hatte der Pfarrer der evange­
lischen Kirche in Liechtenstein, Hans Ja-
quemar, eingeführt und eine Überein­
stimmung zwischen Nigg und Rheinber­
ger herbeigeführt, die beide Liechten-

Regierungschef-Stellvertreter Dr. Herbert Wille, der die Eröffnung der Ausstellung in stein verlassen hatten, um im Ausland zu 
Leipzig vornahm, zusammen mit Gerhard Moest aus Leipzig, der als Liechtenstein- wirken. Mit feinem Gespür für die Ver-
Freund der Ferdinand-Nigg-Stiftung so manche Türe in der DDR geöffnet hatte, und bindung von Kunst und Musik leitete er 
Kulturbeiratspräsident Robert Allgäuer vor dem Ausstellungshinweis an der St. Ni- über zu einem Konzert, das das zahlrei-
kolai-Kirche. che Publikum begeisterte. 

Vernehmlassung zu neuem Schulgesetz-Entwurf 
Aus dem Rechenschaftsbericht 1989 der Regierung: Ressort «Bildungswesen» - Diverse Schulversuche 

Im Bereich des BUdungswesens (Res­
sortinhaber: Regierungschef Hans Brun­
hart) hat die Regierung Ende des Be­
richtsjahres 1989 einen Entwurf für ein 
neues Schulgesetz in die Vernehmlassung 
gegeben. Des weiteten wurden einige 
Vereinbarungen mit ausländischen Insti­
tuten zur Sicherung von Ausbildungsplät­
zen abgeschlossen, diverse Schulversuche 
bewilligt und eine Meinungsumfrage zur 
Frage der Einführung der Fünf-Tfcge-Wo-
che durchgeführt. Schliesslich beauftrag­
te die Regierung im letzten Jahr auch 
eine Arbeitsgruppe mit der Ausarbeitung 
eines Konzeptes für die Herausgabe eines 
Schulbuches für den Geschichtsunter­
richt. 

Beim Entwurf für ein neues Schulge­
setz ist laut Rechenschaftsbericht 1989 
die Einführung eines neuen Strukturmo­

dells von zentraler Bedeutung. Danach 
soll die Primarschule weiterhin fünf Jahre 
dauern und die Ober- und Realschule wie 
bisher vier Schulstufen umfassen. Das 
Gymnasium Typus B soll hingegen von 
acht auf sechs Jahre verkürzt werden, der 
Typus E von fünf auf vier Jahre. Anstelle 
der Hilfsschule sollen künftig Ergän­
zungsunterricht und Einführungsklassen 
angeboten werden. 

Dem Landtag wurde ein Entwurf für 
ein Gesetz über die Berufsausübung der 
im Bauwesen tätigen Ingenieure und der 
Architekten zugeleitet. Das vom Landtag 
verabschiedete Gesetz unterstellt die 
selbständige Ausübung des Berufes der 
im Bauwesen tätigen Ingenieure und der 
Architekten einer BewiUigungspflicht. 

Sicherung von Ausbildungsplätzen 
Im Rahmen ihres Berichtes an den 

Landtag über die Lehrstellensituation im 
Schuljahr 1989/90 hat die Regierung die 
Schaffung von 13 hauptamtlichen Lehr­
stellen, verteilt auf die verschiedenen 
Schularten, beantragt. Die Regierung hat 
dem Landtag im Jahre 1989 auch eine 
Zusammenstellung der wichtigsten Ver­
einbarungen und Verträge zur Sicherung 
von Ausbildungsplätzen an ausländischen 
Schulen zur Kenntnis übermittelt. Der 
Landtag hat im Berichtsjahr einer Ver­
einbarung zwischen dem Kanton St. Gal­
len und der Regierung die Zustimmung 
erteilt, wonach im Rahmen der verfügba­
ren Ausbildungsplätze künftig Schüler 
aus Liechtenstein in die kantonalen land-

f Fortsetzung auf Seite 2) 

Mit dem neuen Waldgesetz sollen die Ge­
wichte in Richtung qualitative Walderhal­
tung verschoben werden, nachdem bisher 
in erster Linie der quantitativen Erhaltung 
der Waldbestände das notwendige Augen­
merk geschenk wurde. (Archivbild) 

Brunhart an der 
Trauerfeier in Wien 

(pafl) - Heute Dienstag, 7. August, 
finden in Wien die Beisetzungsfeierlich­
keiten für alt Bundeskanzler Dr. Bruno 
Kreisky in Anwesenheit einer grossen 
Zahl offizieller Trauergäste statt. Als 
Vertreter des Fürstentums Liechtenstein 
hält sich Regierungschef Hans Brunhart 
in Begleitung der Geschäftsträgerin der 
Liechtensteinischen Botschaft in Öster­
reich, Claudia Fritsche, in Wien auf, wo 
er heute vormittag am offiziellen Staats­
akt in der Säulenhalle des Parlamentsge­
bäudes und am anschliessenden Trauer­
kondukt zum Kanzleramt und zur SPÖ-
Zentrale teilnehmen wird. Nach dem 
Trauerakt auf dem Wiener Zentralfried­
hof am frühen Nachmittag gibt der öster­
reichische Bundeskanzler Dr. Franz Vra­
nitzky im Palais Pallavicini für die Staats­
gäste einen Empfang. 

Weit über 10 000 Menschen haben bis­
her vom ehemaligen österreichischen 
Bundeskanzler Bruno Kreisky Abschied 
genommen. Kreisky war am 29! Juli, im 
Alter von 79 Jahren verstorben. Seit 
Leichnam ist seit Sonntag im Parlament 
in Wien aufgebahrt. 

Trotz hochsommerlichen Wetters tru­
gen sich bis Montag mittag ründ 12 000 
Leute ins Kondolenzbuch ein. Zum 
Staatsbegräbnis vom Dienstag werden 
zahlreiche Gäste aus dem Ausland erwar­
tet. Willy Brandt, Chef der Sozialisti­
schen Internationale (SI), wird ebenso 
eine Trauerrede halten wie Schwedens 
Ministerpräsident Ingvar Carlsson, 
Frankreichs Aussenminister Roland Du­
mas und der Kaberettist Werner 
Schneyder. 
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